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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm von der Cour d'Appel Nancy mit Urteil vom 24. Januar 1978
vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung Nr. 1408/71 ist dahin auszulegen,
daß diese Verordnung nicht auf soziale Leistungen anwendbar ist, die —
wie die im französischen Gesetz vom 21. November 1973, Artikel L 332
Absatz 2 des Gesetzbuches der sozialen Sicherheit, vorgesehene Vergün­
stigung — für ehemalige Kriegsgefangene geschaffen worden sind.

Kutscher Sørensen Bosco Donner Mertens de Wilmars

Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe Touffait

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 6. Juli 1978.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS HENRI MAYRAS

VOM 15. JUNI 1978 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Wiederum werden Sie aufgefordert, die
unmittelbare Geltung des Grundsatzes
der Gleichbehandlung von inländischen
Staatsangehörigen und Gemeinschaftsan­
gehörigen in bezug auf die Feststellung

der Altersrente für Arbeitnehmer zu be­

stätigen. Hier handelt es sich um eine
vorgezogene Altersrente.

I — Nach dem französischen Gesetz
Nr. 73-1051 vom 21. November 1973
wird die den Arbeitnehmern, die ehema-

1 — Aus dem Französischen übersetzt.
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lige Kriegsteilnehmer oder Kriegsgefan­
gene sind, gewährte Altersrente zu dem
in der Regel für 65 Jahre geltenden Satz
(50 %) berechnet, wenn — bei denjeni­
gen, bei denen die Dauer der Kriegsge­
fangenschaft 54 Monate oder mehr be­
trägt, ihre Rente auf ihren Antrag zwi­
schen dem 60. und 61. Lebensjahr festge­
stellt wird.

Artikel 1 Absatz 1 letzter Unterabsatz

und Absatz 2 der Verordnung Nr.
74-1194 vom 31. Dezember 1974 zur

Änderung der Durchführungsverord­
nung Nr. 74-54 vom 23. Januar 1974 zu
dem erwähnten Gesetz bestimmt:

„Um die Rechtsvorteile aus diesen Be­
stimmungen in Anspruch nehmen zu
können, müssen die Antragsteller die
Dauer ihrer Kriegsgefangenschaft und
ihres Wehrdienstes im Krieg als Angehö­
rige der französischen oder alliierten
Streitkräfte durch Vorlage ihres Sold­
buchs oder einer von der zuständigen
Militärbehörde oder vom Ministerium

bzw. Staatlichen Amt für ehemalige
Kriegsteilnehmer ausgestellten Bescheini­
gung nachweisen."

Herr Paulin Gillard, der Kläger des Aus­
gangsverfahrens, der am 6. September
1915 geboren ist, die belgische Staatsan­
gehörigkeit besitzt und gegenwärtig in
Belgien wohnt, übte in Frankreich eine
unselbständige Erwerbstätigkeit aus. Er
war als belgischer Soldat vom 28. Mai
1940 bis zum 21. Juni 1945, somit län­
ger als 60 Monate, Kriegsgefangener in
Deutschland.

Als er das 60. Lebensjahr erreichte,
wurde ihm von den zuständigen franzö­
sischen Stellen mit Wirkung vom 1. Ok­
tober 1975 aufgrund der in Frankreich
zurückgelegten Beschäftigungszeiten nur
eine Altersrente zum Satz von 25 % sei­

nes durchschnittlichen Jahresgehalts be­
willigt.

Zur Begründung dafür, daß sie dem An­
tragsteller die Gewährung einer Rente
zum Satz von 50 % verweigerte, hatte
die Caisse régionale d'assurance maladie
du Nord-Est u. a. geltend gemacht, er

habe zum Nachweis seiner Eigenschaft
als ehemaliger Kriegsgefangener nur
einen Ausweis des belgischen Verteidi­
gungsministeriums vorgelegt. Die Cour
d'Appel Nancy hat diesen bloß forma­
len, auf die Art und Weise, in der der
Antragsteller seine Berechtigung zu be­
weisen suchte, gestützten Einwand be­
reits zurückgewiesen. Sie wünscht je­
doch, über folgende drei Fragen aufge­
klärt zu werden:

1. Ist Artikel 4 Absatz 4 der Verord­

nung Nr. 1408/71, wonach diese Ver­
ordnung nicht auf „Leistungssysteme
für Opfer des Krieges und seiner Fol­
gen" anzuwenden ist, dahin auszule­
gen, daß auch die Leistungen ausge­
nommen sind, die nicht unbedingten
Entschädigungscharakter haben und
den Arbeitnehmern gewährt werden,
die nur insoweit Opfer des Krieges
gewesen sind, als dieser ihnen in be­
zug auf den Erwerb der Ansprüche
auf Altersrente oder ähnlicher

Rechte, wie der durch das französi­
sche Gesetz vom 21. November 1973
— Artikel L 332 Absatz 2 des Gesetz­
buches der sozialen Sicherheit — ein­

geführten Altersvergünstigungen, ge­
schadet hat?

2. Falls dies verneint wird: Ist Artikel

13 Absatz 2 Buchstabe d, wonach ein
zum Wehrdienst eines Mitgliedstaats
einberufener oder wiedereinberufe­
ner Arbeitnehmer den Rechtsvor­
schriften des betreffenden Staates un­

terliegt, dahin auszulegen, daß er
auch für die besonderen Altersvergün­
stigungen gilt, die ein innerstaatliches
Gesetz möglicherweise zugunsten
der ehemaligen Kriegsteilnehmer und
-gefangenen eben wegen dieser
Eigenschaften einführt?

3. Falls diese Frage verneint wird: Ver­
bietet es der auf dem Gebiet der so­
zialen Sicherheit in Artikel 3 Absatz

1 der Verordnung aufgestellte Grund­
satz der Nichtdiskriminierung, daß
ein innerstaatliches Gesetz, wie das
französische Gesetz vom 21. Novem-
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ber 1973, von einer Altersvergünsti­
gung, die den ehemaligen Teilneh­
mern und Gefangenen des Krieges
1939-1945 wegen der von ihnen er­
duldeten Prüfungen und dem Lande
geleisteten Dienste gewährt wird, die­
jenigen Angehörigen der Gemein­
schaft ausnimmt, die diese Vorausset­
zungen nur zugunsten ihres eigenen
Mitgliedstaats erfüllen?

II — Die Prüfung der ersten Frage und
die Antwort, die ich Ihnen hierauf zu ge­
ben vorschlage, entbinden uns davon,
die beiden anderen Fragen ausführlich
zu untersuchen, obgleich sie Ihnen auch
für den Fall der Verneinung der ersten
Frage gestellt sind.

Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung Nr.
1408/71 bestimmt, daß die Verordnung
nicht „auf Leistungssysteme für Opfer
des Krieges und seiner Folgen" anzu­
wenden ist.

Das Hauptargument, das die zuständige
französische Stelle dem Betroffenen ent­

gegengehalten hat, geht dahin, daß die
Bestimmungen des französischen Geset­
zes vom 21.. November 1973 in den Gel­

tungsbereich dieses Artikels 4 Absatz 4
fielen, weil die Voraussetzungen, unter
denen die in diesem Gesetz vorgesehe­
nen Leistungen und Vergünstigungen ge­
währt würden, diesen einen Entschädi­
gungscharakter verleihen würden, der
über den eigentlichen Rahmen der sozia­
len Sicherheit hinausgehe: Diese Leistun­
gen würden den Arbeitnehmern, die Op­
fer des Krieges seien, nicht nur insoweit
erbracht, als dieser ihnen im Hinblick
auf den Erwerb der Ansprüche auf Alters­
rente (oder anderer ähnlicher Vergünsti­
gungen) geschadet habe. Die aufgrund
des französischen Gesetzes vom 21. No­

vember 1973 geschaffenen Vergünstigun­
gen (vorzeitige Zahlung, Erhöhung des
Satzes) stellten derartige Entschädi­
gungsleistungen dar.
Es ist selbstverständlich nicht Ihre Auf­

gabe, die fragliche französische Bestim­
mung im Hinblick auf das Gemein-

schaftsrecht zu beurteilen, und insbeson­
dere auch nicht, zu untersuchen, ob das
in Rede stehende Gesetz unbedingten
Entschädigungscharakter hat und ob es
auch bezweckt, die ehemaligen Kriegs­
teilnehmer und -gefangenen für „die
von ihnen erduldeten Prüfungen und
dem Lande geleisteten Dienste" zu ent­
schädigen.

Gleichwohl scheint mir, daß sich Artikel
51 des Vertrages und die Bestimmungen
der Verordnung Nr. 1408/71 sehr wohl
auf Leistungen von der Art der fragli­
chen Vergünstigungen beziehen. Es han­
delt sich nämlich um die Entstehung
oder den Erwerb des Leistungsanspruchs
sowie um die Berechnung der Leistungen
— Ausdrücke, die in Artikel 51 des Ver­
trages von Rom und in den Artikeln 45
und 46 der Verordnung verwendet wer­
den.

Sobald ein Gesetz u. a. bezweckt, die
Wirkung der infolge des Krieges in be­
zug auf den Erwerb oder die Aufrechter­
haltung der Altersrentenansprüche einge­
tretenen Unterbrechung aufzuheben, be­
finden wir uns tatsächlich im Bereich
der sozialen Sicherheit und nicht in dem

spezieller Sondervergünstigungen. Die
Tatsache, daß die Bestimmungen des
französischen Gesetzes in Artikel L 332
Absatz 2 des Gesetzbuches der sozialen

Sicherheit aufgenommen wurden, ist die
logische Folge dieser Feststellung, aber
nicht ihre Grundursache.

Unter diesen Umständen halte ich es für

nutzlos, der Frage nachzugehen, ob das
in Rede stehende Gesetz auch etwas von

einem Leistungssystem für Opfer des
Krieges und seiner Folgen hat und ob es
— wie die Beihilfe für alte Arbeitneh­
mer — Ausdruck der nationalen Solida­

rität ist. Die vom Geltungsbereich der
Gemeinschaftsregelung ausgenommenen
Systeme betreffen Leistungen, deren
Zweck ausschließlich darin besteht, die
von den Kriegsopfern erlittenen körperli­
chen oder sonstigen Schäden wiedergut­
zumachen, so wie es im französischen
Recht bei den Leistungen des Gesetzbu-
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ches über die militärischen Invaliden-

und Kriegsopferrenten der Fall ist.
Im übrigen kann der im französischen
Gesetz vom 21. November 1973, aus
dem Artikel L 332 Absatz 2 des Gesetz­

buches der Sozialen Sicherheit gewor­
den ist, für die ehemaligen Kriegsgefan­
genen vorgesehene Rentenzuschlag in
Frankreich zum Beispiel mit einer militä­
rischen Invalidenrente kumuliert wer­

den, die wegen einer in der Gefangen­
schaft eingetretenen Verletzung oder Er­
krankung gezahlt wird.
Außerdem ist zu bemerken, daß es nicht
erforderlich ist, auf Artikel 13 Absatz 2
Buchstabe d der Verordnung Nr.
1408/71 zurückzugreifen, damit die im
belgischen Wehrdienst zurückgelegten
Zeiten nutzbringend berücksichtigt wer­
den können. Darüber hinaus denke ich,
daß diese Bestimmung nur für die Lei­
stungen gilt, die ihre Ursache in der
Ableistung des Wehrdienstes haben, und
nicht für diejenigen, für die dieser Tatbe­
stand lediglich der Anlaß ist und die nur
eine lose Beziehung zum Wehrdienst
aufweisen.

III — Es kann kein Zweifel daran be­

stehen, daß sich ein System, wie das des
Artikels L 332 Absatz 2 des Gesetzbu­
ches der Sozialen Sicherheit, auch auf
die Arbeitnehmer erstreckt, die zwar
nicht die französische Staatsangehörig­
keit besitzen, die aber Angehörige eines
Mitgliedstaats (Belgien) sind, der zu
den verbündeten Ländern gehörte, und
die als Soldaten dieses Staates gedient
haben.

Aus Ihrer Rechtsprechung, insbesondere
Ihrem Urteil vom 8. April 1976 in der
Rechtssache Hirardin (Slg. 1976, 553),
ergibt sich, daß der in den Artikeln 7
und 48 des Vertrages von Rom aufge­
stellte und in den Artikeln 8 der Verord­

nung Nr. 3 und 3 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 1408/71 wiederholte Grund-

satz der Gleichbehandlung immer dann
unmittelbar Anwendung finden muß,
wenn sich der Arbeitnehmer, der einem
der Mitgliedstaaten angehört, und der
inländische Arbeitnehmer im Hinblick

auf das System der sozialen Sicherheit
in der gleichen Lage befinden. Die Be­
stimmungen über die Voraussetzungen
für die Gewährung der Renten der so­
zialen Sicherheit sind Bestimmungen mit
allgemeiner Geltung, die das Kriterium
der Staatsangehörigkeit im Rahmen der
EWG außer acht lassen müssen, und
aus dem Fehlen der Gegenseitigkeits­
klausel in diesem Bereich kann nichts

hergeleitet werden.

Da die Arbeitnehmer auf den Ausgang
des Krieges und die Wahl des Lagers, in
dem sie stehen, keinen Einfluß haben,
könnte man der Ansicht sein, daß die
Arbeitnehmer jedes Mitgliedstaats, de­
nen der letzte Krieg in bezug auf den
Erwerb der Altersrentenansprüche ge­
schadet hat, berechtigt sein müßten, die
Anwendung der Bestimmungen jedes
Mitgliedstaats, in dem sie einen Lei­
stungsanspruch haben, zu verlangen,
gleichgültig, als Soldat welches Landes
sie gedient haben, vorausgesetzt natür­
lich, daß gleiche Vergünstigungen auf­
grund eines ähnlichen Systems, das in
dem Land gilt, dessen Uniform sie getra­
gen haben und aus dem sie stammen,
nicht kumuliert werden. Zahlreiche Mit­

gliedstaaten berücksichtigen bei der Be­
rechnung der Rentenansprüche die
Kriegsgefangenschaftsjahre der Arbeit­
nehmer; in Belgien hat eine königliche
Verordnung vom 23. Juni 1970 diese
Vergünstigung den Trägern des „chev­
ron de captivité" (Gefangenschaftsabzei­
chen) eingeräumt. Nur die Europäi­
schen Gemeinschaften haben zu diesem
Zweck noch keine Maßnahmen für ihr

Personal getroffen.
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Ich beantrage, wie folgt für Recht zu erkennen:

Eine Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaats, die den Angehörigen dieses Staa­
tes und den Angehörigen anderer Mitgliedstaaten einen Anspruch auf An­
rechnung einer Zeit der Kriegsgefangenschaft während des Krieges
1939-1945 verleiht, in dem sie in den französischen oder alliierten Streitkräf­
ten gedient haben, gilt im Hinblick auf den Erwerb und die Feststellung
einer Altersrente der Verordnung Nr. 1408/71 für die Angehörigen anderer
Mitgliedstaaten auch dann, wenn diese in den alliierten Streitkräften außer­
halb der französischen gedient haben.
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